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Gewässerschutzverordnung 

(GSchV)  
Änderung vom ... Entwurf vom 13.04.2017 

 
Der Schweizerische Bundesrat 

verordnet: 

I 

Die Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 19981 wird wie folgt geändert: 

Anh. 2 Ziff. 12 Abs. 4  

4 Die Temperatur eines Fliessgewässers darf durch Wärmeeintrag oder -entzug 
gegenüber dem möglichst unbeeinflussten Zustand um höchstens 3 °C, in Gewässer-
abschnitten der Forellenregion um höchstens 1,5 °C, verändert werden; dabei darf 
die Wassertemperatur 25 °C grundsätzlich nicht übersteigen. Übersteigt die Wasser-
temperatur 25 °C, ist eine zusätzliche Erwärmung der Wassertemperatur von höch-
stens 0,01 °C pro Einleitung zulässig, soweit diese nach dem Stand der Technik 
nicht vermeidbar ist. Diese Anforderungen gelten nach weitgehender Durchmi-
schung. 

Anh. 3.3 Ziff. 21 Abs. 1 und Abs. 4 Bst. a und b 

1 Anlagen mit Durchlaufkühlung sind so zu planen und zu betreiben, dass möglichst 
wenig Wärme anfällt und die anfallende Wärme nach dem Stand der Technik zu-
rückgewonnen wird. 

4 Für Einleitungen in Fliessgewässer und Flussstaue gilt zudem: 

a. Die Temperatur des Kühlwassers darf höchstens 30 °C betragen; davon ab-
weichend darf sie höchstens 33 °C betragen, wenn die Temperatur des Ge-
wässers, aus dem die Entnahme erfolgt, 20 °C übersteigt. 

b. Die Anforderungen von Anhang 2 Ziffer 12 Absatz 4 an die Veränderung 
der Wassertemperatur durch Wärmeeintrag sind einzuhalten. Bei Kernkraft-
werken, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung erstellt wurden, kann 
die Behörde in Abweichung von Anhang 2 Ziffer 12 Absatz 4, zweiter Satz 
bei Übersteigen der Wassertemperatur von 25 °C eine Erwärmung von mehr 
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als 0,01 °C pro Einleitung zulassen, soweit diese nach dem Stand der Tech-
nik nicht vermeidbar ist.  

II 

Diese Verordnung tritt am 1. April 2018 in Kraft. 

 

 

 

 

… Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

Der Bundespräsident: Alain Berset 
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr 

 

 


